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Wahlprüfstein von: Selbsthilfe Psychiatrie-Erfahrener Rheinland-Pfalz e.V. (SHPE-
RLP) vertritt 
Antwort von: Die Linke RLP 
Datum: 13.02.26 
 
 Wahlprüfsteine Psychiatrie-Erfahrene Rheinland-Pfalz  
10 zentrale Fragen  
 
1. Beteiligung verbindlich machen Wie stellen Sie sicher, dass Psychiatrie-Erfahrene und 

Peers verbindlich, dauerhaft und gleichberechtigt in landesweiten Gremien. insbeson-
dere Besuchs-kommissionen, Beiräten und Gesetzesvorhaben beteiligt sind.  

Nach unserer Ansicht sollte es keine Kommission ohne Peer-Beteiligung geben. Die 
Linke setzt sich dafür ein, dass Betroffene / Psychiatrieerfahrene (Peers) verpflich-
tend in allen Besuchs- und Kontrollkommissionen vertreten sind – sowohl im Maßre-
gelvollzug als auch in der Sozialpsychiatrie. 
Die Kontrolle von Einrichtungen muss von Menschen begleitet werden, die die Per-
spektive der Betroffenen kennen und die Machtasymmetrie in Unterbringungssituati-
onen ausbalancieren. Die Einbindung von Peers verbessert Vertrauen, stärkt Rechte 
und verhindert Übergriffigkeit oder Vernachlässigung – besonders in geschlossenen 
Einrichtungen. Zudem sind wir dafür, dass Verteter*innen aus entsprechenden Ver-
einen / Selbsthilfe-Gruppen usw. in für sie relevanten Beiräten sowie sie betreffen-
den Gesetzesänderungen beteiligt sind.  

 

2. Peer-Beteiligung in Besuchskommissionen Wie wollen Sie landesweit gewährleisten, 
dass keine Besuchskommission mehr ohne Beteiligung von Psychiatrie-Erfahrenen 
arbeitet und welche Konsequenzen ziehen Sie bei dauerhaften Vakanzen.  

Wir wollen keine Unterschiede in Besuchskommissionen, egal ob die Rechtsgrund-
lage PsychKG (Gefahrenabwehr) oder BGB (Betreuungsrecht) lautet. Die Grund- und 
Menschenrechte sind für alle Untergebrachten gleich, daher sollen die Besuchskom-
missionen einheitlich gestaltet sein - gleiche Standards, gleiche Kontrollrechte, glei-
che Beteiligung. Es braucht zudem klare Regelungen für Vertretungen und Nach-
folge, damit dauerhafte Vakanzen kompensiert werden können.   

 

3. Erfahrungswissen als Fachkompetenz Erkennen Sie Erfahrungswissen von Psychiat-
rie-Erfahrenen (z.B. EX-IN Genesungsbegleitung) als eigenständige fachliche Kompe-
tenz an und wie soll sich diese Anerkennung strukturell, finanziell und rechtlich nieder-
schlagen.  

Wir erkennen das Erfahrungswissen von Psychiatrie-Erfahrenen als eigenständige 
fachliche Kompetenz an und befürworten ausdrücklich die Arbeit von z.B. sog. Ge-
nesungsbegleiter*innen und wollen diese insgesamt stärken. Unter anderem ist uns 
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wichtig, dass Genesungsbegleiter*innen vor Ort in ihrer Kommune bei entsprechen-
den thematischen Gremien und Arbeitskreisen beteiligt werden. Grundsätzlich set-
zen wir uns für gute Arbeitsbedingungen und faire Löhne ein – dies werden wir auch 
für Genesungsbegleiter*innen tun. Wie eine strukturelle und rechtliche Anerkennung 
vollzogen werden kann, würden wir gerne mit den Involvierten besprechen und auf 
ihre Expertise hören. 

 

4. Zwang reduzieren Welche konkreten Maßnahmen ergreifen Sie, um Zwangsmaßnah-
men in der Psychiatrie wirksam zu reduzieren und wie wird deren Umsetzung überprüft.  

Die Linke versteht psychiatrische Zwangsmaßnahmen als schwersten legalen 
Grundrechtseingriff. Die Linke steht für eine gewaltfreie Psychiatrie, dies schließt die 
Abschaffung diesbezüglicher Sondergesetze ein.  

Wir wollen zunächst, dass alle Zwangsbehandlungen und -unterbringungen in ano-
nymisierter Form besser erfasst und ausgewertet werden und wir wollen, dass inten-
siver erforscht wird, inwiefern hier ein patientenrelevanter Nutzen besteht.  

Zur Reduktion von Zwangsmaßnahmen wollen wir speziell geschultes Personal sowie 
die Anwendung von Modellprojekten mit alternativen Behandlungsformen (z.B. Kon-
zept der offenen Türen, weiche Zimmer ect.) in der Regelversorgung implementieren 
sowie ihre regelmäßige Evaluierung – hier darf die Perspektive von Betroffenen nicht 
ausgeschlossen werden! 

Unsere Fraktion hat als einzige Fraktion im Bundestag gegen die Wieder-Legalisie-
rung der Zwangsbehandlung gestimmt, weil sie keine Maßnahmen zur Reduktion von 
Anzahl und Schwere enthielt. Uns ist daher eine wirksame Reduzierung von Zwangs-
maßnahmen sehr wichtig. 

 

5. Gleichwertiger Rechtsschutz Wie stellen Sie sicher, dass die Rechte von Menschen 
nach PsychKG- und BGN-Unterbringung gleichwertig geschützt, kontrolliert und transparent 
umgesetzt werden. 

Die Linke lehnt es ab, hier einen Unterschied im Rechtsschutz zu machen. Die 
Grund- und Menschenrechte sind für alle Untergebrachten gleich, egal ob die 
Rechtsgrundlage PsychKG (Gefahrenabwehr) oder BGB (Betreuungsrecht) lautet. 
Zudem setzen wir uns für Alternativen für geschlossene Unterbringungen ein und 
möchten in diesem Zusammenhang auch auf unsere Antwort auf Frage 4 verweisen. 
Zuletzt sehen wir unabhängige Beschwerdestelle, die z.B. von Patient*innen selbst-
verwaltet werden, als wichtige Rechtsschutzfaktoren.  
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6. Klare Absage an Registrierung Wie positionieren Sie sich zur klaren Ablehnung einer 
Registrierung psychisch erkrankter Menschen bei Polizei oder Ordnungsbehörden und 
welche Schritte unternehmen Sie aktiv gegen Stigmatisierung.  

Die Linke lehnt solche Register klar ab. Eine Erfassung psychisch erkrankter Men-
schen durch Polizei oder Ordnungsbehörden ist stigmatisierend, verletzt Daten-
schutz und fördert Diskriminierung. Eine solche Registrierung führt zu Angst vor 
Hilfe, weniger Inanspruchnahme von Versorgung und einer Pathologisierung, die die 
Betroffenen belastet statt schützt. 

Wir sagen klar: Keine Registrierung – stattdessen mehr freiwillige Hilfen, Deeskalati-
onstrainings und Sozialpsychiatrische Dienste stärken. 

Um Stigmatisierungen vorzubeugen, unterstützen wir Aufklärungskampagnen in den 
öffentlichen Medien, an Schulen sowie in Weiterbildungsformaten. Zudem möchten 
wir Förderungen für Awareness-Strukturen in allen öffentlichen Bereichen ausbauen 
und wir wollen ein Landesantidiskriminierungsgesetz, das gegen alle Formen be-
hördlicher Ungleichbehandlung in Rheinland-Pfalz wirkt. Stigmatisierung ist eine 
Form von Diskriminierung – uns ist es ein wichtiges Anliegen auf allen Ebenen gegen 
jede Form von Ungleichbehandlung vorzugehen.  

 

7. Versorgung im Land verbessern Was sind aus Ihrer Sicht die drei vordringlichsten 
Maßnahmen, um die psychosoziale Versorgung in Rheinland-Pfalz spürbar zu verbes-
sern insbesondere im ländlichen Raum.  

Die Linke fordert einen massiven Ausbau der psychosozialen Versorgung, besonders 
in ländlichen Regionen. Wir wollen:  

• Kommunale Behandlungszentren integrieren 

• mehr Kassenpsychotherapien (durch höhere Bedarfsplanung) 

• Ausbau der Kinder- und Jugendpsychiatrie sowie PIA-Angebote 

Insbesondere im ländlichen Raum wollen wir kommunale Behandlungszentren etab-
lieren, in denen die Psychotherapie gemeinsam mit anderen Fachkräften (Ergothe-
rapie, Physiotherapie, Sozialarbeiter*innen und Pflegefachkräften) und Ärzt*innen 
gemeinsam die Patient*innen vor Ort versorgen. Die Etablierung von solchen medizi-
nischen Versorgungszentren muss durch das Land finanziell unterstützt werden.  

Wichtig ist uns auch die Versorgung von Kindern und Jugendlichen, die in RLP ext-
rem ausgedünnt ist. Wartelisten gefährden gesundheitliche Stabilität. Insgesamt 
wollen wir eine bessere Finanzierung der Sozialpsychiatrischen Dienste sowie mo-
bile multiprofessionelle Teams (Hometreatment nach § 115d SGB V verbessern).  Es 
braucht mehr Personal und mehr regionale Angebote sowie eine verbindliche Finan-
zierung – weg von reiner Klinikzentrierung, hin zu Lebensweltorientierung. 

Grundsätzlich wollen wir weg von der Privatisierung der Gesundheitsversorgung und 
hin zur Verantwortung durch die öffentliche Hand – insbesondere die zahlreichen 
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Insolvenzen und Schließungen von Kranhäusern in RLP zeigen, dass die 
Privatisierung auf Kosten von Patient*innen und Beschäftigten geht. 

 

8. Gemeindenahe Alternativen stärken Wie wollen Sie gemeindenahe, niedrigschwel-
lige und peer-gestützte Angebote. etwa Krisendienste oder Krisenhäuser verbindlich 
ausbauen und absichern.  

Wir wollen einen 24/7-Krisendienste mit psychosozialem Schwerpunkt etablieren. 
Uns schwebt dabei ein flächendeckender, gesetzlich verankerter Krisendienst 
nach dem Vorbild Bayerns vor: Menschen in seelischen Notlagen müssen rund 
um die Uhr schnelle, niedrigschwellige und qualifizierte Unterstützung erhalten – 
unabhängig von Wohnort und Einkommen. Der derzeitige Flickenteppich an An-
geboten lässt viele Betroffene alleine und führt zu vermeidbaren Kriseneskalatio-
nen. Ein gesetzlich geregelter Krisendienst, der rund um die Uhr telefonisch und 
per Chat erreichbar ist, entlastet Notaufnahmen, schließt Versorgungslücken und 
vereinfacht Wege, indem er die Menschen direkt und zuverlässig zur passenden 
Anlaufstelle weiterleitet. 

Zudem wollen wir, dass Selbsthilfe als Teil der Regelversorgung anerkannt wird 
(siehe auch Frage 9). Diese und weitere Angebote müssen transparent und zu-
gänglich für Betroffene gemacht werden, Aufklärungskampagnen in den Kommu-
nen könnten hierbei ein guter Schritt sein.  

Insgesamt sprechen wir uns dafür aus, dass es keine pauschalen Regelungen 
darüber geben darf, wie lange eine Behandlung dauert und eine solche Beschrän-
kung darf kein Instrument sein, um mehr Plätze zu schaffen. Und wir wollen dar-
über hinaus den Zugang zu Psychotherapie erleichtern, wir brauchen dringend 
mehr Psychotherapeut*innen und die Kostenerstattung durch die Krankenkassen 
muss einfacher und zuverlässiger geregelt werden. Um eine menschenwürdige 
Behandlung zu gewährleisten, brauchen wir weitere stationäre Behandlungs-
plätze. 

 

9. Selbsthilfe dauerhaft finanzieren Welche Maßnahmen ergreifen Sie, um Selbsthilfe 
als sekundäre Prävention verlässlich und nicht nur projektbezogen zu finanzieren und 
strukturell zu stärken.  

Die Linke setzt sich dafür ein, dass Selbsthilfe als Teil der Regelversorgung aner-
kannt und nicht nur minimal aus SGB V gefördert wird. Wir wollen eine langfristige 
Förderung und weg von projektbezogener Finanzierung. Damit sekundären Präven-
tion (Rückfallprophylaxe, Stabilisierung, Peer-Programme) verlässlich finanziert wird, 
braucht es eine Verankerung von Selbsthilfe in Landesgesetzen und kommunalen 
Gesundheitsstrukturen. 
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Selbsthilfegruppen wirken nach Klinikaufenthalten stabilisierend, gerade bei Jugend-
lichen und Familien. Rückfallprävention spart Klinikaufenthalte und dient der Versor-
gungsqualität. Wir wollen, dass Selbsthilfe gesetzlich anerkannt, finanziell gestärkt 
und strukturell eingebunden wird – nicht nur Primärprävention finanzieren, sondern 
auch die Phase nach einer Erkrankung. 

 

10. Arbeit und Teilhabe priorisieren Wie stellen Sie sicher, dass Menschen mit psychi-
schen Erkrankungen vorrangig Zugang zum allgemeinen Arbeitsmarkt erhalten und 
Werkstätten nicht zur Dauerlösung werden.  

Unsere Haltung ist: Inklusion beginnt immer auf dem ersten Arbeitsmarkt. Werkstät-
ten dürfen kein „Endpunkt“ sein, sondern nur eine Option – nicht die Standardlösung. 
Vor allem dürfen Menschen mit psychischen Erkrankungen oder Menschen mit Be-
hinderungen nicht aus der Gesellschaft exkludiert werden – gerade der Ausschluss 
vom 1. Arbeitsmarkt kann Betroffene und ihre Familien gesellschaftlich isolieren und 
in finanzielle Abhängigkeiten bringen – besonders junge Menschen werden zu 
schnell in Werkstätten eingewiesen statt qualifiziert unterstützt. 

Eine unserer wichtigsten Forderungen ist daher das Recht auf Arbeit auf dem 1. Ar-
beitsmarkt durch: 

• Lohnkostenzuschüsse 

• barrierefreie Arbeitsplätze 

• mehr Unterstützte Beschäftigung (UB) / Budget für Arbeit 

• Abschaffung des Werkstattlohns unter Mindestlohn 

Wir wollen Werkstätte nicht abschaffen, aber alternative Pfade deutlich ausbauen – 
inklusiver Arbeitsmarkt statt Parallelwelt. 
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